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1100-1-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Abgeordnetengesetzes

vom 14. Mai 2024

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Abgeordnetengesetzes

Das Bayerische Abgeordnetengesetz (BayAbgG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 
(GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt durch die 
§§ 1 und 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 
(GVBl. S. 654) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Der Überschrift des Ersten Teils wird das Wort „ , Ord-
nungsmaßnahmen“ angefügt. 

2. In Art. 8 Abs. 1 Satz 8 wird das Wort „Landtagspräsi-
diums“ durch das Wort „Präsidiums“ ersetzt. 

3. Nach Art. 4 wird folgender Art. 4a eingefügt:

„Art. 4a

Ordnungsmaßnahmen

(1) 1Wegen einer erheblichen Verletzung der 
Ordnung oder der Würde des Landtags im Rahmen 
einer Sitzung oder einer Sitzungsfolge der Vollver-
sammlung kann das Präsidium gegen ein Mitglied 
des Landtags ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 
2 000 Euro festsetzen. 2Im Wiederholungsfall er-
höht sich das Ordnungsgeld auf bis zu 4 000 Euro. 
3Ein Wiederholungsfall im Sinn von Satz 2 liegt vor, 
wenn gegenüber dem Mitglied des Landtags inner-
halb derselben Sitzung oder Sitzungsfolge bereits 
ein Ordnungsgeld festgesetzt wurde. 4Bei einem 
besonders schweren Verstoß gegen die Ordnung 
oder die Würde des Landtags kann das Präsidium 
ein Mitglied des Landtags für die Dauer der Sitzung 
aus dem Saal verweisen. 5Das Präsidium kann den 
Sitzungsausschluss mit der Festsetzung eines Ord-
nungsgeldes in Höhe von bis zu 4 000 Euro verbin-
den. 6Die Vollversammlung kann auf Empfehlung des 
Präsidiums das Mitglied des Landtags von der Teil-
nahme an höchstens zehn weiteren Sitzungen der 
Vollversammlung und Sitzungen weiterer Gremien 
des Landtags ausschließen. 7Für die Sitzungen der 

Ausschüsse finden die Sätze 1 bis 5 entsprechende 
Anwendung. 8Das Nähere regelt die Geschäftsord-
nung für den Bayerischen Landtag.

(2) 1Wegen einer nicht nur geringfügigen Verlet-
zung der Hausordnung des Bayerischen Landtags 
kann die Präsidentin oder der Präsident gegen ein 
Mitglied des Landtags ein Ordnungsgeld in Höhe von 
bis zu 2 000 Euro festsetzen. 2Im Wiederholungsfall 
erhöht sich das Ordnungsgeld auf bis zu 4 000 Euro; 
ein Wiederholungsfall liegt in der Regel vor, wenn 
das betroffene Mitglied innerhalb von sechs Monaten 
erneut Anlass für die Festsetzung eines Ordnungs-
geldes wegen einer nicht nur geringfügigen Verlet-
zung der Hausordnung gegeben hat. 

(3) Das Ordnungsgeld kann mit der monatlichen 
Entschädigung nach Art. 5 verrechnet werden. 

(4) 1Zuständiges Gericht für Streitigkeiten über 
Maßnahmen und Entscheidungen nach den Abs. 1 
und 2 ist der Verfassungsgerichtshof (Art. 67 der Ver-
fassung). 2Auf das Verfahren vor dem Verfassungs-
gerichtshof finden die besonderen Verfahrensvor-
schriften über Verfassungsstreitigkeiten sinngemäß 
Anwendung (Art. 49 des Gesetzes über den Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof).“ 

4. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „8 183 Euro“ 
durch die Angabe „9 215 Euro“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „1. Juli 2019, 
1. Juli 2020, 1. Juli 2021, 1. Juli 2022 und zum 
1. Juli 2023“ durch die Wörter „1. Juli 2024, 
1. Juli 2025, 1. Juli 2026, 1. Juli 2027 und zum 
1. Juli 2028“ ersetzt.

5. Art. 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Satzteil nach Nr. 3 wird die Angabe 
„3 453 Euro“ durch die Angabe „3 984 Euro“ 
ersetzt.
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bb) In Satz 2 wird das Wort „landeseigener“ ge-
strichen. 

b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die Mitglieder des Bayerischen Land-
tags haben das Recht zur freien Fahrt auf allen 
staatlichen Verkehrseinrichtungen in Bayern und 
zur Nutzung aller Züge der Deutschen Bahn 
AG in Bayern sowie aller Nahverkehrszüge in  
Bayern.“

6. In Art. 26 Satz 1 wird das Wort „Dritten“ durch das 
Wort „Zweiten“ ersetzt.

7. Nach Art. 27 wird folgender Art. 27a eingefügt:

„Art. 27a

Regelungen des Präsidiums

(1) 1Das Präsidium kann Regelungen zum Voll-
zug der Vorschriften des Zweiten Teils dieses Geset-
zes treffen. 2Dies betrifft insbesondere Leistungen, 
Datenaustausch und Kommunikation mit den Mitglie-
dern sowie den ehemaligen Mitgliedern des Land-
tags und deren Hinterbliebenen.

(2) Das Landtagsamt ist berechtigt, Bescheide 
und Verwaltungsleistungen ausschließlich digital be-
reitzustellen und zu erbringen.

(3) Das Landtagsamt hat den Mitgliedern des 
Landtags eine nichtdigitale Beratung anzubieten.“

8. In Art. 34 Abs. 1 Satzteil vor Nr. 1 und Abs. 2 Satz-
teil vor Nr. 1 werden die Wörter „in Textform“ jeweils 
durch die Wörter „in digitaler Form“ ersetzt.

9. In Art. 40 Nr. 1 werden nach dem Wort „Umfang“ die 
Wörter „sowie die digitale Form“ eingefügt.

§ 2

Weitere Änderung des  
Bayerischen Abgeordnetengesetzes

Art. 25 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 
(BayAbgG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt 
durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird auf-
gehoben.

§ 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2024 in Kraft. 2Abwei-
chend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Juli 2024 in Kraft.

München, den 14. Mai 2024

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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792-2-W

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes

vom 23. April 2024

Auf Grund des Art. 29 Abs. 5 Satz 1 und Art. 33 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG)  
in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS  
792-1-L) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Art. 11 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. 
S. 102) geändert worden ist, verordnet das Bayerische 
Staatministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats-
ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Jagdgesetzes (AVBayJG) vom 1. März 1983 (GVBl. 
S. 51, BayRS 792-2-W), die zuletzt durch Verordnung 
vom 1. Dezember 2023 (GVBl. S. 643) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. § 11a wird wie folgt gefasst:

„§ 11a

Jagdlicher Einsatz von  
Nachtsichttechnik 

1Bei der Jagd auf Schwarzwild, dem Haarwild 

unter fallendes Raubwild und Nutria dürfen künstli-
che Lichtquellen, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder 
Beleuchten des Ziels und Nachtzielgeräte, die einen 
Bildwandler oder eine elektronische Verstärkung be-
sitzen und für Schusswaffen bestimmt sind, verwen-
det werden. 2Waffenrechtliche Vorschriften bleiben 
hiervon unberührt.“ 

2. In § 18 werden der Nr. 1 die Wörter „Mink (Neovison 
vison)“ in einer neuen Zeile angefügt.

3. In § 19 Abs. 1 werden der Nr. 2 die Wörter „Mink 
(Neovison vison)“ in einer neuen Zeile angefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. Mai 2024 in Kraft.

München, den 23. April 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 

Hubert A i w a n g e r , Staatsminister
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2230-7-1-1-K

Verordnung  
zur Änderung der  

Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsgesetz

vom 26. April 2024

Auf Grund des Art. 5 Abs. 3 und des Art. 60 Nr. 1, 2, 8  
und 11 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 
(BaySchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), 
das zuletzt durch die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 
24. Juli 2023 (GVBl. S. 445), durch Verordnung vom 
21. Juli 2023 (GVBl. S. 510) und durch die §§ 4 bis 6 des 
Gesetzes vom 10. August 2023 (GVBl. S. 495) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat: 

§ 1

Die Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsge-
setz (AVBaySchFG) vom 23. Januar 1997 (GVBl. S. 11, 
BayRS 2230-7-1-1-K), die zuletzt durch Verordnung vom 
15. Januar 2024 (GVBl. S. 24) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Nach § 13b wird folgender § 13c eingefügt:

„§ 13c

Finanzierung schulischer Digitalinfrastruktur,  
staatliche Zuweisungen  

(zu Art. 5 Abs. 3, Art. 30 BaySchFG)

(1) 1Die pauschalierten Zuweisungen nach Art. 5 
Abs. 3 BaySchFG werden auf der Grundlage einer 
stichprobenbasierten Erhebung der Ist-Kosten fest-
gesetzt. 2Erhoben werden folgende Kostengruppen, 
soweit sie die technische Administration, Wartung 
und Pflege der schulischen Digitalinfrastruktur be
treffen:

1. Kosten für eigenes Personal der Schulaufwands-
träger, 

2. Kosten für Verträge mit externen Dienstleistern, 

3. Kosten für Werkzeuge und Dienste.

3In der Kostengruppe 1 nach Satz 2 Nr. 1 werden für 
kommunale Beamte und Tarifangestellte die Kosten 
eines Arbeitsplatzes im öffentlichen Dienst sowie im  

Einzelfall vertraglich geregelte Zulagen und Zuschlä-
ge für IT-Fachkräfte berücksichtigt. 4In der Kosten-
gruppe 2 nach Satz 2 Nr. 2 werden mit Ausnahme von 
Material- oder Sachkosten die Kosten berücksichtigt, 
die bei Inanspruchnahme von Einzelbeauftragung-
en, Rahmenverträgen mit festgelegten Kontingen-
ten oder Pauschalverträgen anfallen. 5Die Kosten-
gruppe 3 nach Satz 2 Nr. 3 umfasst die Lizenzen für 
eine Geräteverwaltung der schulisch genutzten End - 
ge räte sowie Wartungskosten für OfficePakete und  
Videokonferenzlösungen.

(2) Die Höhe der pauschalierten Zuweisung wird 
wie folgt ermittelt:

1. die nach Abs. 1 Satz 1 erhobenen Ist-Kosten 
werden gemäß dem Anteil der von der Erhebung 
umfassten Vollzeitschülerinnen und -schüler an 
der Gesamtvollzeitschülerzahl nach den Amtli-
chen Schuldaten des dem Erhebungszeitpunkt 
vorangegangenen Schuljahres zu Gesamtkosten 
hochgerechnet, wobei 

a) die Kosten nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 mit 
Ausnahme statischer Entgeltbestandteile 
und einmaliger oder monatlicher Sonder-
zahlungen und die Kosten nach Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 um die Tariferhöhungen im 
öffentlichen Dienst für die beiden dem Jahr 
der erhobenen Ist-Kosten folgenden Kalen-
derjahre fortgerechnet werden und

b) zur Ermittlung der Vollzeitschülerzahlen 

aa) Schülerinnen und Schüler in Teilzeit-
klassen an beruflichen Schulen mit 
dem Faktor 0,40,

bb) Schülerinnen und Schüler in Teilzeit-
klassen an Berufsschulen zur sonder-
pädagogischen Förderung mit dem 
Faktor 0,55 und 

cc) alle anderen Schülerinnen und Schü-
ler mit dem Faktor 1,0 

berücksichtigt werden;
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2. die Hälfte der nach Nr. 1 ermittelten Gesamt-
kosten wird gleichmäßig auf die Gesamtheit der 
Vollzeitschülerinnen und -schüler verteilt, wo-
bei allgemeinbildende Schulen mit einer Schü-
lerzahl von weniger als 50 Schülerinnen und 
Schülern mit einer Schülerzahl von 50 ange-
setzt und Schülerinnen und Schüler an Berufs-
schulen, Berufsfachschulen, Fachschulen und 
Fachakademien im Sinn des Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 
BayEUG sowie an Förderschulen im Sinn des 
Art. 6 Abs. 2 Nr. 3 BayEUG mit dem Faktor 1,20 
gewichtet werden. 

(3) Das Landesamt berechnet im jeweiligen 
Haushaltsjahr auf der Grundlage der Schülerzahlen 
zum vorangehenden Stichtag der Amtlichen Schul-
daten die pauschalierten Zuweisungen und erlässt 
die Zuweisungsbescheide gegenüber den Schulauf-
wandsträgern. 

(4) Die staatlichen Zuweisungen sind in die fol-
genden Haushaltsjahre übertragbar.“

2. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestri-
chen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

3. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Der Nr. 2.11 werden die Wörter „ , sowie Kosten 
für Softwareüberlassung oder Einräumung des 
Zugangs zu bereitgestellten Online-Services, 
z.B. Softwaremiete“ angefügt. 

b) In Nr. 2.19 werden nach der Angabe „(UGr 935)“ 
die Wörter „und Erwerb von immateriellen Ver-
mögensgegenständen des Anlagevermögens 
(UGr 934)“ eingefügt.

c) Nr. 3.2.2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „6“ durch die An-
gabe „5“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „3“ durch die An-
gabe „2,5“ ersetzt. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. Mai 2024 in Kraft.

München, den 26. April 2024

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Anna S t o l z , Staatsministerin
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